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Vll 20 Diepoldsau: Genehmigung eines Gemeindeerlasses

Sehr geehrter Herr Gemeindammann
Sehr geehrte Damen und Herren Gemeinderäte

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 31 des Baugesetzes (sGS 731.1; abgeküzt BauG)
folgenden Erlass zur Genehmigung eingereicht:

Der Erlass beinhaltet zum einen die Entfernung des Schutzgegenstandes Nr. 40 (Hecke), zum
andern die Neupflanzung einer Hecke. Die Prüfung ergibt, dass der Erlass genehmigt wprden
kann.

Weil die fragliche Hecke (Wíndschutz, knapp 200m lang) auch einen Standort ftir geschützte
Tiere und Pflanzen darstellt, bedarf die Entfernung auch einer Bewilligung des Planungsamtes
nach Art. 3 der Naturschutzverordnung (sGS 671.1). Diese Bewilligung gilt hiermit ebenfalls als
erteilt. Der Zeitpunkt der Rodung und die Fertigstellung der Ersatzpflanzung sind der Abteilung
Natur- und Landschaftsschutz mitzuteilen.

ln Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Venrualtungsrechts-
pflege (sGS 951.1; abgektirzt VRP), Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang 7 der Ermächti-
gungsverordnung (sGS 141 .41) sowie Nr. 26.01 des Gebührentarifs für die Staats- und Ge-
meindevenrualtung (sGS 821.5) verfügt das

Baudepartement:

1. Der angeführte Erlass wird genehmigt. Die naturschutzrechtliche Bewilligung wird im Sinn
der Enruägungen erteilt.

2. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 200.-.

Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art. 43 lit. c VRP innert vier¿ehn
ïagen seit Eröffnung Rekurs bei der Regierung erhoben werden.
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Baudepartement Planungsamt -2-
Mit freundlichen Grüssen

Beilagen:

Kopie:

Für das Baudepartement
Der

;\
Leiter"desI Planungsamtes
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ËII,IGÊGANGEN

Baude Lämmlisb
des Kantons St.Gallen Telefon 0

St. GaIIen, 26. Januar 1994 'Gemeinderat
9444 Diepolilsau

Genehmigung eines Gemeindeerlasses

Sehr geehrter Herr Gemeindanmann
Sehr geehrte Gerneinderäte

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 3l des Baugesetzes (sGS
731.1; abgekürzt BauG) folgenden Erlass zur Genehmigung einge*
reicht:

- Schutzverordnung (Plan, Schutzvorschriften)

Die Prüfung ergibt, dass der Erlass grundsätzlich recht- und
zweckmässig ist und genehmigt werden kann. Die Genehrnigung kann
allerdings nur unter zwei Vorbehalten erfolgen:

l-. fm Genehmigungsverfahren erhob die kantonale Denkmalpflege
einzig Einwände bezügIich des Gebäudes vers.-Nrn. 572/574 (Doppel-
haus, Unterdorfstrasse 4./6). Dieses soll nach dem zur Genehmigung
eingereichten Erlass nicht als Einzetobjekt unter Schutz gestellt
werden. oie kantonale Denkmalpflege vertritt demgegenüber die Auf-
fassung, es dürfte sich um das älteste Haus in lhrer Gemeinde han-
deln. Selbst $¡enn dieses aufgrund des heutigen Zustandes nicht er-
halten werden könne, seien zumindest gewisse Teile im Innern der
Bauten Schutzgegenstände und deshalb zu erhalten.
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Die konkrete Ueberprüfung, ob es sich beim fraglichen Gebäude um
ein Schutzobjekt handelt oder - wenn dies zu verneinen sein soll-
te - ob bestimmte Teile im Innern zu schützen seien, konnte bisher
noch nicht vorgenonmen vrerden. Da die Beurteilung noch einige Zeit
in Anspruch nehmen könnte, ist es angezeigt, die im übrigen unbe-
strittene Schutzverordnung unter dem Vorbehalt der noch offenen
Beurteilung des Gebäudes Vers.-Nrn. 572/574 zu genehmigen.

2. a) Nach Art. IO Abs. 2 des Waldgesetzes (SR 92L.0, abgekürzt
WaG; in Kraft seit I.1.1993) ist beim Erlass oder bei der Revision
von Nutzungsplänen eine Waldfeststellung in jenen Bereichen vorzu-
nehmen, wo Bauzonen an den lrlald grenzen oder in Zukunft grenzen
sollen. Bestockungen innerhalb oder angrenzend an ðie Bauzonen
werden qualifiziert (Wald./Nichtwald) und quantifiziert, ct.h. in
den Àbgrenzungen aufgenommen und planlich festgehalten. Neue Be-
stockungen ausserhalb dieser Waldgrenzne gelten nicht a1s lrlald
(Àrt. 13 Abs. 2 waG). Das $Ialdfeststellungsverfahren hat somit
innerhalb der Umgrenzung nicht nur die Folge, dass - in positivem
Sinn - bestehende WäIder in ihren Umgrenzungen genau aufgenonmen
werden, sondern - im Sinn einer negativen Feststellungsverfü-
gung - andere Bestockungen als "Nicht-Waldo qualifiziert werden.

b) Die Schutzverordnung enthäIt zum einen Festlegungen, die sich
auf das Baugebiet beziehen, zum anderen solche auf ausserhalb der
Bauzone gelegene Gebiete. Ðer eingerichte Erlass müsste somit zu-
mindest teilweise nach dem neuen Waldgesetz eine Aussage über die
bestockten Flächen enthalten. Dies ist nicht der FaIl. Es ist in-
des zu berücksichtigen, dass die Schutzverordnung ein Bestandteil
der Gesamtrevision ist, die Encle ilanuar 1993 genehmigt wurðe. Im
weiteren erfolgte die öffentliche Àuflage der Schutzverordnung,
bevor das neue $laLdgesetz in Kraft trat.

Unter diesen Umständen kann auf eine nochmalige öffentliche Auf-
lage (Ergänzung i.S. lrlaldgesetz) ausnahmsweise verzichtet werden.
Die Schutzverordnung kann somit genehmigt werden. Sie ist indes
mit folgendem Zusatz zu versehen: "Keine Waldfeststellung nach
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Art. 10 WaG erfolgt." Die Waldfeststellung ist im Rahmen der Wald-
feststellung für das ganze Baugebiet nachzuholen. Ich weise Sie
indes darauf hin, dass bis zu diesem Zeitpunkt beim Erlass oder
bei der Aenderung von Plänen dem durch das Waldgesetz geänderten
verfahren ínskünftig ausnahmsl-os Rechnung zu tragen ist.

In Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Àbs. I des Gesetzes
über die Verwaltungsrechtspflege (sGS 95I.1; abgekürzt vRP) in
Verbindung mit Nr. 26.01 des Gebührentarifs für die Staats- und
Gemeindeverwaltung (sGS 821.5) verfügt das Baudepartement:

1. Die Schutzverordnung wird im Sinn iler Erwägungen genehmigt.

2. Ausdrücklich vorbehalten bleibt die abschliessende Beurteitung
des Gebäudes vers.-Nrn. 572/574 sowie eine allenfalls von den
Planeinträgen abweichende Einstufung von bestockten Flächen.

3. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 400.--.

Rechtsrnittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Àrt. 43
Abs. .LP innert vierzehn Tagen seit Eröf fnung Rekurs beim
Regierungsrat erhoben werden.

Mit freundlichen Grüssen
oer voAsteher:

ti
Dr. *. lffi
Regierungs raÈ'

Bei lage :
- Genehmigter Erlass
- Einzahlungsschein
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Kooie:
- Kantonsforstamt, Davidstrasse 35, 9001 St. Gallen
- Kantonale Denkmalpflege, tänunlisbrunnenstr, 55, 9001 St. Gallen
- RechtsabteiLung (2)
- Planungsamt
- Rechnungsführer (2,
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13. März 1996 Gemeinderat
9444 Diepoldsau

Vll20 Diepoldsau: Schutzverordnung Ortsbilder, Kultur- und Naturobjekte vom
26. Januar 1994

Sehr geehrter Herr Gemeindammann
Sehr geehrte Gemeinderäte

Mit Verfügung vom 26. Januar 1994 genehmigte das Baudepartement den oben genannten
Erlass. Von der abschliessenden Beurteilung zurückgestellt wurde die Nichtunterschutzstel-
lung der Gebäude Vers.-Nrn. 572/574 sowie die allenfalls abweichende Einstufung von be-
stockten Flächen aufgru nd des Waldf eststel lu n gsverfah rens.

ln der Zwischenzeit fanden zum einen weitere Abklärungen bezüglich der Schutzwürdigkeit
der genannten Bauten statt, zum anderen wurde das Waldfeststellungsverfahren durchgeführt
und abgeschlossen. lnsgesamt ergibt sich, dass auf die Unterschutzstellung verzichtet wer-
den kann. Auch bezüglich der bestockten Flächen sind keine Aenderungen erforderlich. Die
beiden Vorbehalte in der Verfügung von 26. Januar 1994 sind damit hinfällig.

ln Anwendung von Art. 31 des Baugesetzes und Art. 97 des Gesetzes über die Verwaltungs-
rechtspflege (sGS 951.1; abgekürzt VRP) verfügt das

Baudepartement:

1. Zttf .2 der Verfügung vom 26. Januar 1994 wird ersatzlos aufgehoben.
2. Auf die Erhebung einer Gebühr wird verzichtet.

Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art. 43 Abs. 1 VRP innert vier-
zehn Tagen seit Eröffnung Rekurs bei der Regierung erhoben werden.

Mit freundlichen Grüssen

Der Vorsteher:

Dr. W. Kägi

/ il'lrL
ffi

Regierungsrat
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